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Über die Versorgung der GKV-Versicherten mit ver-
schreibungspflichtigen Fertigarzneimitteln (Rx-FAM) 
„erwirtschaftet“ die Durchschnittsapotheke seit Jahren 
nicht einmal mehr die anteiligen steuerlich abzugsfä-
higen Kosten. In 2010 kam es in diesem Segment zu ei-
nem durchschnittlichen Verlust je Apotheke von rund 
26.000 Euro. Ohne Quersubventionierung aus PKV- 

und OTC-Umsätzen könnten die Apotheken ihre GKV-
Versicherten schon seit Jahren nicht mehr mit den von 
ihnen benötigten Arzneimitteln versorgen. Die gesetz-
lich vorgegebenen Regelungen – einerseits die für Rx-
FAM gültige Arzneimittelpreisverordnung, andererseits 
der „Kassenrabatt“, den die Apotheken der GKV zu ge-
währen haben – bedürfen dringend einer Anpassung. 

Im Jahr 2004 wurden die gesetzlichen 
Zuschläge für Rx-FAM neu geregelt. 
Eingeführt wurde für die Apotheken 
ein Fixhonorar von 8,10 Euro und, als 
kaufmännische Komponente, ein pro-
zentualer Zuschlag von 3% auf den 
Apothekeneinkaufspreis (AEK). Un-
ter Berücksichtigung des ebenfalls 
gesetzlich geregelten Kassenab-
schlags (damals 2 Euro pro Packung) 
ergab sich für die Apotheken im Rah-
men der Arzneiversorgung von GKV-
Versicherten mit Rx-FAM ein Roh-
ertrag in Höhe von 17,9% des Brut-
toumsatzes. Schon damals reichte das 
nicht, um auch nur die steuerlich ab-
zugsfähigen Kosten (von 18,2%) zu 
decken – von den kalkulatorischen 

Kosten (Honorierung der Leistung 
des Apothekeninhabers, Zinsen auf 
Eigenkapital etc.) ganz zu schweigen; 
auch diese müssten eigentlich über 
den Rohertrag aus der Versorgung von 
GKV-Versicherten mit erwirtschaftet 
werden.

2004 war das Minus des steuerlichen 
Betriebsergebnisses aus der Versor-
gung von GKV-Versicherten (mit 
0,3%) noch relativ bescheiden. In den 
Folgejahren hat sich die Situation 
aber wesentlich verschärft. Zwar ge-
lang es den Apotheken, ihre steuerlich 
abzugsfähigen Kosten von 2004 bis 
2010 um 0,8 Prozentpunkte zu sen-
ken. Der Rohertrag brach im selben 

Zeitraum jedoch um 2,5 Prozent-
punkte (von 17,9% auf 15,4%) ein. 
Das führte dazu, dass das Minus beim 
steuerlichen Betriebsergebnis auf 
2,0% stieg. Bei einem Bruttoumsatz 
mit Rx-FAM zulasten der GKV von 
gut 28,3 Mrd. Euro und annähernd 
21.500 Apotheken im Jahresmittel 
entspricht dies einem Verlust von 
26.000 Euro je Apotheke.

Für 2009 betrug die Unterdeckung 
„nur“ 1,2%. Grund war, dass – nach 
entsprechendem Schiedsstellenent-
scheid – ein Kassenrabatt von 
1,75 Euro je abgegebener Rx-FAM-
Packung verrechnet wurde. Da die 
Krankenkassen hiergegen juristisch 

vorgehen, ist fraglich, ob es dabei 
bleibt. Für 2011 und 2012 hat der Ge-
setzgeber den Kassenrabatt auf 2,05 
Euro je Rx-FAM-Packung festge-
schrieben. 
Die Tabelle zeigt, dass der Apothe-
keneinkauf der zulasten der GKV ab-
gegebenen Rx-FAM zwischen 2004 
und 2010 um fast 35% (von 14,45 Mrd. 
Euro auf 19,45 Mrd. Euro) gestiegen 
ist. Die Zahl der Packungen, die an 
GKV-Versicherte abgegeben wurden, 
stieg demgegenüber um nur 11%. Da 
der Apothekenrohertrag ganz wesent-
lich vom Fixhonorar (in 2010 immer-
hin 13,3% des Gesamtrohertrages von 
15,4%) und nur zu einem geringen 
Teil vom 3%-Aufschlag (2,1% der 
15,4%) bestimmt wird, erklärt, dass 
die Apotheken – wie intendiert – seit 
2004 vom Umsatzzuwachs des GKV-
Fertigarzneimittelmarktes abgekop-
pelt worden sind. Die Zunahme der 
Packungszahl hat – zusammen mit 
der neuen gesetzlichen Verpflichtung, 
Rabattverträge zwischen Herstellern 
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und Krankenkassen zu managen – in 
den Apotheken zu erheblicher Mehr-
arbeit geführt, ganz abgesehen von 
dem erhöhtem Diskussionsbedarf mit 
den betroffenen Patienten.

Dass die Versorgung der GKV-Ver-
sicherten mit Rx-FAM trotz dieser für 
die Apotheken insgesamt frustrierenden 
Entwicklung der Roherträge bisher (!) 
noch aufrecht erhalten werden konnte, 
hat verschiedene Gründe:
.	 Die Apotheken haben Erträge aus 

der Versorgung von PKV-Patien-
ten, aus der Versorgung der Patien-
ten und Kunden mit nicht ver-
schreibungspflichtigen Arzneimit-
teln und aus dem Ergänzungssorti-
ment immer stärker, aber eigentlich 
sachfremd eingesetzt, um ihrer  
Versorgungsverpflichtung für GKV-
Versicherte noch nachkommen zu 
können.

.	 Mindestens ebenso wichtig waren 
die durch Rationalisierung bei Vor-
lieferanten erzielbaren und er-
zielten Einkaufsvorteile. Die Ein-
kaufsrabatte sind allerdings immer 
mehr unter Druck geraten – nicht 
zuletzt durch eine Verschärfung der 
Vorschriften in Paragraf 7 des Heil-
mittelwerbegesetzes (Verbot von 
Naturalrabatten, Beschränkung von 
Barrabatten). 

Die Möglichkeiten der Kompensation 
sind mit Inkrafttreten des Arznei
mittelmarktneuordnungsgesetzes 
(AMNOG) in 2011 weiter einge-
schränkt bzw. fast eliminiert worden. 
Die Reduzierung der Großhandels
marge hat – neben der Anhebung des 
Kassenrabattes – den Rohertrag der 
Apotheken massiv belastet. Die Um-
stellung der Großhandelsmarge seit 
Anfang 2012 könnte die Situation 
noch einmal verschärfen. Auch die 
Erhöhung der Herstellerrabatte, die 
die Industrie der GKV (gemäß § 130a 
SGB V) zu gewähren haben, schlagen 
spürbar auf die Apotheken durch. � .
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In der Pelikan-Apotheke im hes-
sischen Gießen will man erst mal bis 
zum Monatsende warten, um genaue 
Zahlen in den Händen zu halten. Man 
habe zwar vor dem 1. Januar 2012 
Rechenmodelle entwickelt, um die 
Auswirkungen der veränderten Kon-
ditionen greifbar zu machen, sagte 
Apotheker Paul B. Schneider, doch 
detaillierte Analysen seien wohl erst 
nach dem ersten Quartal durchführ-
bar. Die Verhandlungen mit dem 
Großhandel gestalten sich laut Schnei-
der „sachlich, vertrauensvoll und in-
telligent“. Die Pharmagroßhändler 
seien seit Jahren die einzigen, die man 
als „zuverlässige Verbündete“ der 
Apotheken bezeichnen könne. 

Die Quittung kommt erst 
am Monatsende
Im Genossenschaftsgroßhandel gesi-
ne.net AG mit Sitz in der Nähe von 
Berlin freut man sich zurzeit über 
steigende Anfragen vonseiten der 

Apotheker. Die ursprünglich reine 
Apothekenkooperation gesine hat sich 
erst 2010 zur Gründung eines genos-
senschaftlich organisierten Pharma-
großhandels entschlossen. Mittler-
weile sind 227 Apothekerinnen und 
Apotheker an der Genossenschaft be-
teiligt. Rund 160 Apotheken werden 
vom gesine-Großhandel beliefert.  
Nach Einschätzung des Vorstandsvor-
sitzenden Dirk Ehrich werden die 
Apotheken erst am Monatsende mer-
ken, wie negativ sich die neuen Leis-
tungsausschlüsse (verringerte Liefer-
frequenz, Aufschläge für Zusatzliefe-
rungen etc.) auf die Erträge der Apo-
theken auswirken. Die Änderungen in 
der Großhandelsvergütung gingen si-
cherlich auch nicht spurlos an gesine-
Apotheken vorüber, es treffe sie aber 
nicht so deutlich. Eine wesentliche 
Rolle spiele dabei das eigene Ge-
schäftsmodell: Der Genossenschafts-
großhandel gesine.net AG sei nicht 
gegründet worden, um eigene große 
Gewinne zu erwirtschaften, sondern 
um die Ertragslage der angeschlos-
senen Apotheken zu verbessern. 

Wenn man sich in der Branche um-
hört, ist häufig allerdings auch von 
einem „stark angegriffenen Verhält-
nis“ zwischen Großhandel und Apo-
theken die Rede. Und man erfährt 
auch, dass die Apotheken mit den Ra-
battverlusten unterschiedlich umge-
hen: Einige setzen auf eine Verbesse-
rung ihrer wirtschaftlichen Situation, 
zum Beispiel durch verstärkte Ten-
denz zu Kooperationen, Stärkung der 
Kundenbindung durch Aktionen und 
mehr Freiwahl. Andere neigen dazu, 
alle zusätzlichen Aktivitäten einzu-
stellen und Verluste durch komplette 
Sparmaßnahmen wettzumachen. Nie 
zuvor habe sich deutlicher gezeigt, so 
Branchenkenner, wie wirtschaftlich 
instabil viele Apotheken dastehen. 
Das AMNOG und seine Folgen sei 
nur der Tropfen, der das Fass zum 
Überlaufen bringe.
Diese Meinung unterstützt auch Seni-
orprofessor Dr. Burkhard Strobel von 
der Fachhochschule Worms, der sich 
auf die Bereiche Apotheken- und Koo-
perationsmanagement spezialisiert 
hat. Im Interview gegenüber dem „Ak-

tuellen Wirtschaftsdienst für Apothe-
ker“ (AWA) sagte Strobel aber auch, 
dass die nun geforderten Auseinander-
setzungen der Apotheken mit dem 
Großhandel zu Verbesserungen bei 
beiden Marktpartnern führen können. 
Dr. Stefan Hartmann, Vorsitzender 
des Bundesverbands der Apotheken-
kooperationen (BVDAK) erklärte auf 
Anfrage, dass sein Verband für das 
Jahr 2012 einen Rohertragsverlust 
von 18.000 € pro Durchschnittsapo-
theke voraussehe. Die hohe Zahl an 
Apothekenschließungen im Jahr 2011 
könne im neuen Jahr noch weiter an-
steigen, da die Verluste durch strate-
gischen Einkauf nicht mehr zu kom-
pensieren seien. 

Hart und existenzbedrohend

Peter Eiberger, Geschäftsführer der 
vom Großhandel unabhängigen Apo-
thekenkooperation „Guten Tag“ mit 
über 380 beteiligten Apotheken, sagte 
gegenüber der AZ, die Kooperation 
würde aufgrund der neuen Entwick-
lungen vermehrt von Apotheken an-

gefragt. Viele Apotheker erhofften 
sich durch die Beteiligung an einer 
Kooperation bessere Konditionen. 
Dennoch zähle Leistung gegen Ge-
genleistung. Eiberger betonte, dass er 
nicht nur aus den Apotheken aus sei-
ner Kooperation, sondern generell aus 
dem Markt sehr negative Rückmel-
dungen über die neue Großhandels-
vergütung erhalte. Während der Groß-
handel durch die neuen gesetzlichen 
Regelungen nicht weiter finanziell 
belastet worden sei, führe die aktuelle 
Situation in den Apotheken zu harten 
und existenzbedrohenden Rohertrags-
einbußen von bis zu 3 Prozent. � .

Die Kostenschraube zieht weiter an
(Fortsetzung von Seite 1)

Neu seit 1.1. 2012 – 
laut AMNOG II
Der Großhändler darf auf den Her-
stellerabgabepreis einen Fixbetrag 
von 0,70 Euro aufschlagen, plus ma-
ximal 3,15 Prozent des Herstellerab-
gabepreises. Nur dieser prozentuale 
Aufschlag ist gegenüber der Apothe-
ke verhandelbar: Er kann komplett 
erhoben, teilweise erhoben oder 
auch erlassen werden. Der maxima-
le Höchstzuschlag pro Fertigarznei-
mittel darf 37,80 Euro betragen. 
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